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			CFK: Land wird angegriffen 

			Präsidentin bei den Streitkräften / Thema „Geierfonds“
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			Cristina beim traditionellen Galadiner der Streitkräfte. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/mc) – Mit einer betont patriotischen Rede hat Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner am Montag dem Führungsstab des Militärs ihre Aufwartung gemacht. Beim traditionellen, jährlich stattfindenden Galadiner der Armee im Edificio Libertador ging die Staatschefin vor allem auf den aktuellen Streit mit den sogenannten „Geierfonds“ in New York ein. Argentinien sei derzeit Ziel von Angriffen. Niemand dürfe in dieser Situation den Kopf einziehen und die „unwürdigen Zumutungen“ hinnehmen, die dem Land aus dem Ausland auferlegt würden.

			Während ihrer 45-minütigen Rede meinte sie: „Wenn man Soldat ist, verteidigt man die Nation nicht nur mit dem Gewehr, sondern auch, wenn man auf wirtschaftlichem Gebiet attackiert wird“. Heutzutage müsse die Unabhängigkeit auf komplizierteren Feldern als früher verteidigt werden, so die Präsidentin. Argentinien mache derzeit „schwere Momente“ durch: „Sie wollen uns unterjochen wie eine alte Kolonie zu Zeiten des Vizekönigreichs.“

			Ein Hauptaugenmerk richtete Cristina auf die natürlichen Ressourcen des Landes. Es gelte nicht nur, sich um das Wasser zu kümmern, sondern auch um die „energetischen Reichtümer“. Besonders durch die Schieferöl-Vorkommen von Vaca Muerte in Neuquén werde Argentinien bald wieder ein reiches Land in Sachen Gas und Erdöl sein.

			Den aktuellen Schuldendisput mit den als „Aasgeier“ geschmähten Investmentfonds in den USA verglich sie mit der Beschlagnahme des argentinischen Segelschulschiffs „Libertad“ vor zwei Jahren. Damals hatten die „Geierfonds“ in Ghana die vorübergehende Festsetzung der Fregatte erwirkt. Doch die Kirchner-Regierung zog vor den Internationalen Seegerichtshof in Hamburg und erhielt Recht. Anfang Januar 2013 konnte die „Libertad“ mit viel Tamtam zurück in Mar del Plata empfangen werden. „Wir hatten damals die Stärke, dem Druck nicht nachzugeben“, meinte die Präsidentin. Genauso werde man sich nun im aktuellen Schuldenstreit unnachgiebig zu zeigen und am Ende den Sieg davon tragen, so die Parallele.

			Gern gehört haben dürften die anwesenden Militärs Cristinas Versprechen, dass im nächsten Jahr der Eisbrecher „Almirante Irizar“ einsatzbereit sein soll. Die Präsidentin hob als Errungenschaft hervor, dass gegenwärtig 95 Prozent des argentinischen Luftraums durch Radar überwacht werde. Zudem verteidigte sie die Anschaffung neuer Uniformen aus China für 30 Millionen Dollar. Die Kaufentscheidung sei aus Zeitgründen getroffen worden. Außerdem kauften auch die USA Uniformen im „Reich der Mitte“ ein. Cristina verteidigte den Einsatz von Militärkräften zu sozialen Zwecken in Elendsvierteln sowie deren Engagement bei Naturkatastrophen.

			Für gelöste Stimmung bei den Streitkräften hatte einige Wochen zuvor schon Verteidigungsminister Agustín Rossi gesorgt, der den Waffenträgern eine Solderhöhung zusicherte.
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			Soziales Drama in Villa Lugano

			Elendsviertel „Papst Franziskus“ geräumt / Pontifex weinte

			Buenos Aires (AT/mc) - Es bedurfte des tragischen Todes eines 18-jährigen Mädchens, ehe sich Politik und Justiz sich zum Handeln entschlossen. In den frühen Morgenstunden des Sonnabends rückten rund 2000 Einsatzkräfte von Polizei und Gendarmerie an, um das seit Februar entstandene Elendsviertel „Papst Franziskus“ im Buenos-Aires-Stadtteil Villa Lugano zu räumen. 

			Dort, auf einem mit Schwermetallen kontaminierten Areal zwischen den Straßen „Fernández de la Cruz“ und „Polo“, hatten sich rund 700 Familien illegal niedergelassen. Zwar lag ein Räumungsbefehl der hauptstädtischen Justiz vor. Doch dessen Ausführung wurde immer wieder aufgeschoben. Erst als am Dienstag der Vorwoche die 18-jährige Melina López nahe der Elendssiedlung bei einem Raubüberfall erschossen wurde, änderte sich die Situation. Anwohner demonstrierten und forderten die Politik zum Handeln auf. 

			Bei der Räumungsaktion am Sonnabend kam es zu Zwischenfälle. Die Polizei setzte Gummigeschosse ein, um die richterliche Anordnung durchzusetzen. Später rollten Baggerfahrzeuge, die die Behausungen beseitigten. 

			Von den mehr als 1000 Personen, die das Gelände verlassen mussten, sind die meisten in andere, nahe gelegene Elendsquartiere ausgewichen. 150 kamen in den Sammelunterkünften unter, die die Stadtregierung zur Verfügung stellte. 30 andere Betroffene schlugen Zelte vor dem Ministerium für Soziale Entwicklung auf, um auf ihre Situation aufmerksam zu machen. Schließlich blieben auch einige wenige direkt neben dem geräumten Areal.

			Sicherheitsstaatssekretär Sergio Berni gab der Stadtregierung von Bürgermeister Mauricio Macri die Hauptschuld für die Eskalation. Diese habe es versäumt zu handeln, als das Gebiet besetzt wurde. Aber auch die zuständigen Richter hätten das Ihrige dazu beigetragen, den lange überfälligen Einsatz der Polizei zu verhindern. Berni selbst habe von Anfang darauf hingewiesen, dass die Elendssiedlung ein „Nest der Kriminalität“ gewesen sei.

			Betroffenheit löste das soziale Drama bei Papst Franziskus aus. Der Pontifex schrieb in einer E-Mail, dass er angesichts des Elends habe weinen müssen: „Diese Menschen liebkose ich mit meinen Tränen.“ Die Bilder der Verzweiflung erinnerten den Papst an das Leid im Gazastreifen.
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			Weitere Enkelin gefunden 

			115. verschlepptes Kind von Diktaturgegnern identifiziert
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			Estela de Carlotto (M.) gibt das Ergebnis des Gentests bekannt. (Foto: AP)

			Buenos Aires (dpa/mc) - Jahrzehnte nach ihrer Trennung von der Mutter und ihrer illegalen Übergabe an Pflegeeltern ist eine weitere Frau als Enkelin eines Opfers der Militärdiktatur identifiziert worden. Sie sei das 115. verschleppte Kind von Regimegegnern, das gefunden wurde, teilte die Menschenrechtsorganisation Abuelas de Plaza de Mayo („Großmütter der Plaza de Mayo“) vor wenigen Tagen mit. 

			Die heute 38-jährige Frau lebe in den Niederlanden, erklärte die Vorsitzende der Organisation, Estela Carlotto. Sie habe sich zu einem Gentest bereiterklärt, als sie erfuhr, dass sie in einem Prozess in Argentinien als mögliches Opfer eines Babyraubs erwähnt wurde. 

			Ihre Eltern gehörten der Kommunistischen Partei an und wurden in den 1970er Jahren von der Polizei verschleppt. Die nun identifizierte Frau kam in der Haft zur Welt und wurde ihren Eltern weggenommen. Die Mutter ist bis heute verschollen, der Vater wurde von den Militärs getötet. Die 2008 gestorbene Großmutter Alicia Zubasnabar de la Cuadra war Mitgründerin und erste Vorsitzende der „Großmütter der Plaza de Mayo“. 

			Zwei Wochen zuvor war der Enkel von Estela de Carlotto identifiziert worden (wir berichteten). Der Fall des 37-jährigen Musikers, der wegen offener Fragen über seine Abstammung die Menschenrechtsgruppe aufgesucht hatte, zog viele weitere nach sich. Der Andrang stieg von bislang durchschnittlich zehn Anfragen auf rund hundert Anrufe pro Woche. Die Menschen wollen wissen, ob sie Kinder von während der Diktatur (1976-83) Verschleppten sind. 

			Die Menschenrechtsorganisationen schätzen, dass an die 500 Kleinkinder in Argentinien von den Militärs unter falscher Identität an Pflegeeltern abgegeben worden waren.
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			Die Woche in Argentinien

			Eier gegen Cavallo

			Eklat in der Katholischen Universität von Buenos Aires. Als Domingo Cavallo, einst Wirtschaftsminister unten den Präsidenten Carlos Menem und Fernando de la Rúa, vor wenigen Tagen einen Vortrag über die Zukunft der Währungspolitik halten wollte, flogen die Eier. Mitglieder der linksextremen Organisation „Quebracho“ warfen die ovalen Hühnerprodukte in Richtung des einstigen Politikers und versuchten, diesen auch zu schlagen. Nach Darstellung der Zeitung „Clarín“ hätten dann „in einer zweiten Angriffswelle“ auch Angestellte der Nationalregierung Cavallo mit Verbalinjurien verunglimpft. Das Blatt nennt in diesem Zusammenhang die Namen Josefina Minatta und Germán Kielmayer, die in der Finanzverwaltung beziehungsweise bei der Bundesstaatsanwaltschaft arbeiten. „Cavallo war einer derjenigen, die in den 80er Jahren die Übernahme privater Auslandsschulden durch den Staat vorantrieben. Später war er der Ideologe der Konvertibilitätspolitik des Pesos mit dem US-Dollar, der Millionen Argentinier arbeitslos machte. Schließlich war er auch für die Sperrung der Bankkonten („Corralito“) verantwortlich, was Menschen in den Selbstmord trieb“, begründete Minatta die Aversionen gegen Cavallo. Gleichwohl distanzierte sie sich von den Handgreiflichkeiten. 

			Tod durch verirrte Kugel

			Auf tragische Weise kam am Montagmorgen eine Schülerin in der Ortschaft Gervasio Pavón im Bezirk Morón (Provinz Buenos Aires) ums Leben. Eine verirrte Patrone aus einem Schusswechsel zwischen Autodieben und der Polizei erwischte die 15-Jährige, als sie sich gerade auf dem Pausenhof der Konfessionsschule „San José“ aufhielt. Das Mädchen erlag ihren Verletzungen auf dem Weg ins Krankenhaus. Bei der Kugel handelte es sich um einen Querschläger, der offenbar das Tor der Schulhofmauer striff und so seine Richtung änderte. Zunächst war unklar, ob die Patrone aus der Waffe eines Polizisten oder der eines Ganoven stammte. Die Ordnungshüter und die Autodiebe hatten sich zuvor eine Verfolgungsjagd geliefert, bei der Schüsse fielen. Nahe der Schule gelang es der Polizei mit mehreren Streifenwagen, die Räuber mit ihrem gestohlenen Fiat Punto zu stellen. Einer der Ganoven konnte festgenommen werden. Es handelt sich um einen 24-jährigen Mann, der bereits fünfeinhalb Jahres wegen bewaffneten Raubüberfalls im Gefängnis saß. Die Polizei geht davon aus, dass er zumindest einen Komplizen hatte, der entkommen konnte.

			UBA unter besten 200

			Mit diesem Ergebnis dürfte die Universität von Buenos Aires (UBA) zufrieden sein: Nach den Ergebnissen des renommierten Shanghai-Rankings befindet sich die größte Uni der argentinischen Hauptstadt unter den 200 besten Hochschulen der Welt. Die von der Shanghaier Jiaotong-Universität durchgeführte Erhebung sieht die UBA im Feld der Plätze 151 bis 200. Dies ist bedeutend besser als das Abschneiden der UBA bei der arabischen CWUR-Studie, die die Uni von Buenos Aires gerade einmal auf 378 sah (wir berichteten). Das Shanghai-Ranking bezieht sich in seiner Bewertung ausschließlich auf „harte Fakten“ wie wissenschaftliche Publikationen oder Preise, die Angehörige der jeweiligen Universitäten für ihre Forschungsleistungen erhalten haben. Wie bei der CWUR-Studie schnitten auch beim Shanghai-Ranking die US-Unis am Besten ab: Platz eins belegt Havard, gefolgt von Stanford, MIT (Massachusetts Institute of Technology) und Berkely. Unter die Top Ten brachte es auch Großbritannien mit den Unis Cambridge und Oxford auf den Plätzen fünf und neun. 

			Hauptstadt nach Santiago?

			Santiago del Estero statt Buenos Aires als neue Hauptstadt Argentiniens? Das klingt absurd. Doch Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner kann der Idee eines Regierungsumzugs in den Nordwesten des Landes durchaus etwas Positives abgewinnen: „Wir müssen den Ort unser Hauptstadt überdenken. Eines Tages sollten die Argentinier über eine neue territoriale Gestaltung nachdenken, und vielleicht könnte dann Santiago - die ‚Mutter aller Städte‘ - die neue Bundeshauptstadt sein“, so Cristina bei ihrer Rede in erwähnter Provinzhauptstadt. Die Präsidentin griff dabei einen Vorschlag von Parlamentspräsident Julián Domínguez auf, der vor zwei Wochen einen entsprechenden Vorstoß unternommen hatte. Cristina erinnerte in diesem Zusammenhang an die Initiative ihres Amtsvorgängers Raúl Alfonsín, der einst angeregt hatte, die Hauptstadt ins patagonische Viedma zu verlegen. Dies hätten Cristina und ihr zwischenzeitlich verstorbener Mann Néstor damals unterstützt. Santiago del Estero gilt als die älteste, bis heute ununterbrochen existierende Stadt Argentiniens. Sie trägt von daher den Beinamen „Mutter aller Städte“. 

			Abspaltungstendenzen

			Innerhalb des Regierungsbündnisses „Front für den Sieg“ (FPV) rumort es. Wie die Zeitung „Clarín“ berichtet, gibt es bei der Kommunistischen Partei (PC) Tendenzen, die Allianz zu verlassen. Wie die Genossen wissen ließen, ist ihnen eine mögliche Präsidentschaftskandidatur von Daniel Scioli, dem Gouverneur der Provinz Buenos Aires, ein Dorn im Auge. Diesen betrachten sie als Rechtspolitiker, der eine stärkere Anlehnung an die USA betreiben werde. „Die Kommunisten erkennen die Fortschritte der Regierung auf sozialem und wirtschaftlichem Gebiet an. Doch es bedarf einer Vertiefung dieser Richtung – und das schafft man nicht mit einer kapitalistischen Logik“, zitiert die Zeitung den Parteisekretär Alejandro Forni. Es seien weitere Investitionen in Bildung, Gesundheit und Produktionsstätten nötig. Von dem Provinzgouverneur fühlen sich die Kommunisten jedenfalls nicht repräsentiert. „Scioli ist nur ein weiterer Kandidat der Rechten. Also müssen wir uns darauf vorbereiten, das Bündnis zu verlassen“, so Forni. Die Kommunistische Partei ist bislang einer der Partner der peronistischen Gerechtigkeitspartei (PJ) in der „Front für den Sieg“. Die PJ hatte in den Neunziger Jahren noch den wirtschaftsliberalen Kurs von Präsident Carlos Menem unterstützt. Unter den Kirchners schlug die Perón-Partei aber einen Linkskurs ein und schmiedete ein Bündnis mit den Kommunisten. (AT/mc)
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			Die Verfassungsnovelle von 1994

			Dieser Tage feierten überlebende Mitglieder der Verfassungsreform von 1994 den zwanzigjährigen Jahrestag der Versammlung von Santa Fe, wo auch die ursprüngliche und immer noch grundsätzlich gültige Verfassung von 1853 erlassen wurde. Die Versammlung von 1994 war durchaus ordentlich verlaufen. Sie war im Kongress mit zwei Dritteln beider Kammern einberufen worden, wie es sich gehört, weil vorher die regierenden Justizialisten mit Carlos Saúl Menem als Präsident und die radikalen UCR von seinem Vorgänger Raúl Alfonsín der oppositionellen UCR einverstanden waren.

			Jenes politische Wunder, dass die Regierungs- und die Oppositionspartei einer Meinung waren, beruhte freilich auf der Absprache zwischen Menem und Alfonsín, dass die geltende Regel des sechsjährigen Mandats des Präsidenten, ohne unmittelbare Wiederwahl, durch ein vierjähriges Mandat mit einer Wiederwahl, also insgesamt acht Jahre, abgelöst werden würde. Der Opposition wurde ein drittes Senatorenmandat geschenkt, ebenso andere Posten in neu zu schaffenden Institutionen wie der Richterrat („Consejo de la Magistratura“) zwecks Ernennung und Absetzung von Richtern. Außerdem wurde der Stadt Buenos Aires Gliedstaatautonomie versprochen, die später teilweise, ohne die Justiz und die Polizei, gewährt wurde.

			Die politische Szene billigte diesen Kuhhandel. Die meisten lateinamerikanischen Länder hatten ebenfalls vier Jahre mit einer unmittelbaren Wiederwahl eingeführt. Nur Mexiko hält sich bis heute an die Regel, dass ein Präsident für sechs Jahre und nie wieder gewählt wird. Dieses System hat Mexiko nach vormaligen Bürgerkriegen befriedet, allerdings mit nur einer allmächtigen Partei bis vor einem Dutzend Jahren, als eine andere Partei zwei Präsidenten wählte.

			Argentinische Politiker und Verfassungsjuristen im Allgemeinen befürworten die obwaltende Regel der Verfassungsnovelle von 1994. Einzige Ausnahme ist der Präsidentschaftsanwärter Sergio Massa, der fünf Jahre ohne jegliche Wiederwahl anstrebt. Massa ging soweit, letzte Woche zu erklären, dass er, falls gewählt, von den zwei vierjährigen Mandaten kraft Wiederwahl nur ein Mandat ausüben und auf ein zweites verzichten würde. Eine bemerkenswerte Verpflichtung.

			Bei den Feiern des zwanzigjährigen Bestehens der Verfassungsnovelle von 1994 in Santa Fe, an der Präsidentin Kirchner nicht teilnahm, obwohl sie und ihr Gatte damals ihre Heimatprovinz in Santa Fe vertraten, wurden freilich mehrere Aspekte moniert, die zwar im Grundgesetz verbrieft waren, aber nicht ausgeführt wurden. Damals wurde ein Kabinettschef eingeführt, angeblich um die Macht des Präsidenten zu beschränken. Das hat bisher nie funktioniert, weil das Ministerkabinett nur selten tagt, unter den Kirchners niemals, so dass ihr angeblicher Chef nur zum Assistenten der Präsidentin degradiert wurde. Dem sogenannten allmächtigen Präsidenzialismus Argentiniens wurden damals keine Zügel gesetzt, vielmehr umgekehrt, da Argentinien immer noch, und unter den Kirchners viel ausgeprägter, unter der Allmacht des Staats- und Regierungschefs leidet. Die Verfassungsnovelle von 1994 schrieb vor, dass das System der Steuerbeteiligung (Spanisch „coparticipación de impuestos“) bis 1996 neu zu gestalten sei, was bisher nie geschehen ist und ein Ding der politischen Unmöglichkeit ist. Die 24 Gliedstaaten (23 Provinzen und die autonome Stadt Buenos Aires) plus die Nationalregierung wollen alle dassselbe, nämlich mehr Steuergeld, so dass eine Einigung politisch unmöglich ist. Die Nationalregierung hat unter Menem zudem einen Teil des Steueraufkommens für die Finanzierung der Pensionskasse abgezweigt, als das inzwischen von Néstor Kirchner konfiszierte Vermögen der Privatpensionen AFJP der Sozialkasse Anses die vorgeschriebenen Beiträge abschaffte, ohne dass nach dieser Konfiszierung die den Gliedstaaten entzogenen Steuereinnahmen wieder zurückgegeben worden wären.

			Die Feiern zur zwanzigjährigen Verfassungsnovelle in Santa Fe betonten freilich die Neuerungen, darunter die Aufnahme einiger internationaler Verträge als Verfassungsvorschrift, die Verteidigung der Menschenrechte und andere Reformen, die die alte Verfassung von 1853 mit ihren Novellen verbessert haben. Ende gut, alles gut.

			

		

	
		
			Meinung

			[image: 11804.png]

			Obama in der Sackgasse

			Von Marco Mierke

			Es ist noch keine drei Monate her, da erklärte US-Präsident Barack Obama den Absolventen der Elite-Offiziersakademie in West Point seine Politik so: „Eine Strategie, die bedeutet, in jedes Land einzumarschieren, das Terrornetzwerke beherbergt, ist naiv und unhaltbar.“ Man könne den Einfluss der USA auch ohne Militärgewalt geltend machen, denn „nur weil wir den besten Hammer haben, ist nicht jedes Problem ein Nagel“.

			Die Terrormiliz IS ist für ihn offensichtlich ein solch dicker Nagel, dass nun auch US-Luftangriffe auf die Stellungen der Extremisten in Syrien immer wahrscheinlicher werden. US-Medien berichteten, dass der Präsident zur Vorbereitung möglicher Bombardierungen bereits Aufklärungsflüge im syrischen Luftraum genehmigt hat. Dabei hatte er bislang alles getan, um sich militärisch aus dem Bürgerkrieg in dem Land herauszuhalten.

			Es war Obamas oberster militärischer Berater, Generalstabschef Martin Dempsey, der als erster die Ausweitung der Bombenangriffe gegen die Extremistengruppe über den Irak hinaus in Syrien ins Spiel brachte. „Kann sie besiegt werden, ohne den Teil der Organisation in Syrien ins Visier zu nehmen? Die Antwort lautet nein“, sagte Dempsey am vergangenen Donnerstag. Und es war Pentagonchef Chuck Hagel, der IS als größte Bedrohung für das Heimatland seit dem 11. September 2001 bezeichnete. „Wir müssen uns auf alles vorbereiten“, erklärte er.

			Was seit diesen Worten folgte, gleicht jedoch einem Eiertanz. Am Freitag noch geißelte Obamas stellvertretender nationaler Sicherheitsberater Ben Rhodes die brutale Ermordung des US-Reporters James Foley als „Terroranschlag gegen unser Land“ und warnte: „Wenn Ihr Amerikaner angreift, greifen wir Euch an, wo immer Ihr Euch befindet.“

			Am Sonntag trat aber ausgerechnet Dempsey wieder voll auf die Bremse: Die Terrormiliz IS sei doch nur eine regionale Bedrohung, meinte er nun. Luftangriffe würde er nur empfehlen, falls der IS irgendwann mal eine direkte Gefahr für die USA sei. Und auch Obamas Sprecher Josh Earnest verkündete am Montag: „Der Präsident hat nicht entschieden, Militäraktionen in Syrien zu unternehmen.“

			Gleichzeitig aber ließ Dempsey sich wiederum von seinem Sprecher Ed Thomas korrigieren: Selbstverständlich bereite sein Chef Optionen für den Kampf gegen die Terrorgruppe vor, sagte Thomas dem TV-Sender Fox News - dabei ziehe er „eine Mischung militärischer Werkzeuge einschließlich Luftschläge“ in Betracht. Immerhin sei absehbar, dass der IS den USA und Europa schon bald gefährlich werden dürfte. Dies wiederum passte nicht recht zur Aussage von Earnest: „Es gibt keinen Beweis für einen Anschlagsplan.“

			Das Hin und Her ist sinnbildlich dafür, wie verunsichert das Weiße Haus im Umgang mit Syrien ist. Obama hat eigentlich nur die Wahl zwischen mehreren Übeln. Soll er eigenmächtig Kampfflugzeuge in das Land schicken, auch auf die Gefahr hin, dass sie von der syrischen Luftabwehr abgeschossen werden? Soll er das Angebot des Regimes in Damaskus zur Zusammenarbeit annehmen, obwohl er schon seit drei Jahren Machthaber Baschar al-Assad zum Rückzug auffordert, ihn als Massenmörder darstellt und 2013 fast selbst bombardiert hätte?

			Bei der Frage sind die USA gespalten: Der ehemalige US-Botschafter in Syrien, Ryan Crocker, sieht das so: „Ich bin kein Verfechter des Assad-Regimes. Sie sind fraglos eine brutale Truppe von Bastarden. Aber wenn es um unsere Sicherheit geht, dann ist der IS mit Abstand die größte Bedrohung“, sagte er dem Radio-Sender NPR. Doch selbst wenn Obama die 180-Grad-Wende im Umgang mit Assad erwägen würde, dann sicher nicht zu den Bedingungen des Regimes: Das will quasi vor jedem US-Einsatz um Erlaubnis gefragt werden.
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			Randglossen

			Zum ersten Mal in ihrer siebenjährigen Amtszeit hat Präsidentin Cristina Kirchner am feierlichen Abendessen der drei Streitkräfte teilgenommen und in eleganter Kleidung ihre Rede gehalten. Sie strotzte vor Patriotismus, unterließ jegliche Verbalattacken oder Seitenhiebe und beschränkte sich darauf, die nationale Einheit aller Argentinier zu fordern. Unterschwellig konnte man den Disput mit den sogenannten Geierfonds und dem New Yorker Richter Thomas Griesa aus ihrer Rede heraushören. Der Zwist beschäftigt die Finanzwelt im Land und im Ausland, nachdem Richter Griesa Argentinien in eine abermalige Zahlungseinstellung, Englisch genannt Default, getrieben hat. Über diesen Zwist, der als Folge des einseitigen Schuldenschnitts von damals fast 70 Prozent entbrannt ist, verlor die Präsidentin kein Wort, aber alle Zuhörer wussten, worum es bei ihrer patriotischen Rede ging.

			Jede Woche melden sich neue Politiker als Vorkandidaten für die zahlreichen Exekutivämter (Präsident, Gouverneure und Bürgermeister), die nächstes Jahr zunächst in sogenannten Primärwahlen (spanisches Kürzel PASO) im August 2015 vom Volk auserkoren werden, damit sie im Oktober gewählt oder geschlagen werden. Dabei ist auch für Präsident und Vize eine zweite Runde möglich, was bedeuten könnte, dass das Wahlvolk drei Mal zu den Urnen schreiten muss. Nach Hermes Binner und Ernesto Sanz bei FA-Unen meldete sich auch die streitbare Lilita Carrió als Kandidatin an, während in der Regierungspartei nach Gouverneur Scioli und Minister Randazzo auch Kammervorsitzender Julián Domínguez, Gouverneur Sergio Uribarri und Ex-Außenminister Jorge Taiana sich gestellt haben. Sicherlich kommen demnächst noch weitere Kandidaten hinzu. Bislang hat jedenfalls noch keiner ein Konzept vorgetragen, wie er oder sie die laufende Wirtschafts- und Finanzkrise meistern will.

			Die Grundbegriffe der politischen Farbenlehre, die in Deutschland bekannt sind, helfen zum Verständnis der argentinischen Politik nur sehr bedingt. Wie etwa kann man einem deutschen Betrachter ein Gebilde wie die von General Perón gegründete Gerechtigkeitspartei (PJ) begreiflich machen? In den Neunziger Jahren unterstützte diese Partei den als „neoliberal“ charakterisierten Kurs von Präsident Carlos Menem. Einige Jahre später unter den Kirchners schmiedete sie unter dem inhaltlich nichtssagenden Namen „Front für den Sieg“ ein Bündnis mit den Kommunisten. Auf Deutschland übertragen müsste man sich also vielleicht eine Partei vorstellen, die eine Zeitlang FDP-Politik à la Westerwelle betreibt, und dann wenige Jahre später eine Allianz mit Gysis Linken eingeht. Eigentlich absurd, aber in Argentinien politische Realität.

			Die deutsche Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen ist eine bewundernswerte Frau. Die blendend aussehende 55-jährige Ärztin und Mutter von sieben Kindern bekleidet bereits seit 2005 verschiedene Ministerämter. Das Verteidigungsministerium leitet sie als erste Frau seit Dezember 2013. Dieser Tage ist die CDU-Politikerin ein wenig aus ihrer perfekten Rolle gefallen und hat sich einen kleinen Scherz erlaubt. Von der Leyen war in einem „Zeit“-Interview gefragt worden, ob es angesichts der mutmaßlichen Finanzierung der Terrorgruppe Islamischer Staat (IS) durch das Golfemirat Katar und der Annexion der Krim durch Russland bei den beiden Austragungsorten der Fußball-Weltmeisterschaften 2018 und 2022 bleiben könne. Die CDU-Politikerin antwortete: „Wo auch immer gespielt wird: Deutschland schickt schießendes Personal.“ Seltsam, dass SPD und Linke die Äußerung der Ministerin kritisiert haben. Von der Leyen kann doch nur gemeint haben, dass die deutsche Nationalelf wieder zahlreiche Tore schießen wird. Oder etwa nicht?
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			Aus für die Wasserkraftwerke in Santa Cruz

			Die Kirchner-Regierungen bemühen sich seit vielen Jahren um den Bau von zwei grossen Wasserkraftwerken am Fluss Santa Cruz, in der gleichnamigen Provinz. Ein Kraftwerk sollte Condor Cliff heissen, und wurde vor einigen Jahren in Néstor Kirchner umgetauft, und das andere sollte Barrancosa heissen, und jetzt Jorge Cepernic, der auch ein ziemlich unbedeutender peronistischer Gouverneur der Provinz war, der in den 70er Jahren auf der Seite der Montonero-Terroristen stand.

			Nachdem zwei Ausschreibungen im Sande verliefen, weil keine Finanzierung vorhanden war, wurden die Wasserkraftwerke schliesslich bei der dritten Ausschreibung an einen Konzern zugeteilt, an dem eine grosse chinesische Baufirma massgeblich beteiligt ist, und dabei eine chinesische Bank einen Kredit von u$s 4,71 Mrd. bereit stellte. Somit schien das finanzielle Problem gelöst zu sein.

			Doch jetzt wurde bekannt, dass das Abkommen, das zwischen den Präsidenten Cristina Kirchner und Wi Jinping unterzeichnet wurde, bestimmt, dass das Land sich nicht im Defaultzustand befinden darf. Doch ausgerechnet die chinesische staatliche Rating-Agentur hat Argentinien jetzt mit Default qualifiziert, so dass es keine Diskussion mehr über dies gibt. Dabei wurde im Abkommen ausdrücklich bestimmt, dass ein Default gegenüber anderen Staaten auch von China als solcher angesehen wird. Ausserdem sieht das Abkommen vor, dass das Land normale Beziehungen zum Internationalen Währungsfonds unterhält, was nicht der Fall ist. Das Abkommen untersteht der britischen Gerichtsbarkeit, nachdem die Regierung sich geweigert hat, die nordamerikanische zu akzeptieren. Britische Richter werden bestimmt nicht milder als nordamerikanische sein.

			All dies bedeutet, dass die Kraftwerke zunächst nicht gebaut werden, und das ist eine gute Nachricht, weil es sich um ein sehr unwirtschaftliches Projekt handelt, das von der Regierung nur aus politischen Gründen vorangetrieben wird, konkret nur weil Néstor Kichner aus Santa Cruz stammt und dort seine politische Basis aufgebaut hat. Die nächste Regierung wird das Projekt dann voraussichtlich annullieren, auch wenn Scioli siegen sollte.

			Ausserdem besteht auch in diesem Fall ein krummes Geschäft: Lázaro Báez, der Strohmann der Kirchners, hat vor einigern Zeit die Ländereien billig gekauft, die durch die Staudämme überschwemmt werden und somit enteignet und entschädigt werden müssen, wobei dabei ein üppiger Gewinn entstehen dürfte.

			Diese Kraftwerke stellen die schlechtesten von 20 möglichen Wasserkraftwerken dar. Das hat eine Studie des Energiesekretariates ergeben, wobei private Energieexperten der gleichen Meinung sind. Der Strom würde doppelt so viel kosten, wie bei anderen möglichen Wasserkraftwerken, und noch mehr, wenn man es mit „Aña Cuá“ vergleicht, ein Objekt, dass an einem Nebenarm des Paraná-Flusses liegt, das das Yacyretá-Kraftwerk umgeht. In diesem Fall würde die Infrastruktur von Yacyretá auch verwendet werden können, was den Bau von Leitungen erspart. Die Werke in Santa Cruz erfordern den Bau neuer Stromfernleitungen (die bei den Kosten zunächst nicht angegeben wurden), und bei der Beförderung auf eine so weite Entfernung, bis Buenos Aires (weil in Santa Cruz und auch in Chubut dieser Strom nicht konsumiert wird) geht über 30% des Stromes verloren. Schliesslich bemerken Experten noch, dass der Fluss Santa Cruz im Winter kaum Wasser hat, was die Leistung der Wasserkraftwerke während mehrerer Monate stark verringern würde, es sei denn, der Staudamm ist so gross (mit mehr überschwemmtem Land), dass er eine Reserve für diese Periode hat.

			Diese beiden Kraftwerke würden die Staatskasse stark belasten, einmal durch den Betrag, den der Staat für den Bau zahlen muss. Denn der Kredit deckt nur einen Teil der Baukosten und der Turbinen. Dann müsste der Staat den Strom stark subventionieren und schliesslich müsste der Staat für die Zinsen und Amortisationen des Kredites aufkommen, die nur zum Teil mit dem Erlös aus dem Stromverkauf gedeckt werden könnten. Diese finanzielle Katastrophe für den Staat wurde jetzt zum Glück durch den Default vermieden.
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			Rückläufiger Aussenhandel

			Das Statistische Amt (INDEC) berichtet, dass der Aussenhandel im Juli einen Überschuss von u$s 427 Mio. ausgewiesen hat, 114% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. Doch das geschah, weil die Importe um 16% zurückgingen, weit mehr als die Exporte, die „nur“ um 9% gefallen sind. In 7 Monaten 2014 lag der Handelsbilanzüberschuss bei u$s 4,49 Mrd., 19% unter dem Vorjahr, als es u$s 5,52 Mrd. waren. Der Gesamtimport ging in diesem Jahr um 9% zurück, der Export um 10%. Der Rückgang von u$s 1,04 Mrd. beim Überschuss kommt besonders jetzt ungelegen. Für ganz 2014 rechnen private Consulting-Firmen jetzt mit einem positiven Saldo von u$s 7 Mrd., 12% unter dem Vorjahr.

			Von den einzelnen Exportsparten verzeichnen primäre Produkte (Landwirtschaft und Bergbau) im Juli einen Rückgang von 1%, in 7 Monaten jedoch von 26%. Die hohe Ernte von Sojabohne dieses Jahres wird erst in den letzten Monaten exportiert, wobei noch viel für die fehlenden Monate verbleibt. Nachdem der Terminpreis für Sojabohne weit unter dem Tagespreis liegt, besteht ein Anreiz, um sofort zu exportieren. Industrieprodukte auf landwirtschaftlicher Basis gingen im Juli um 5% zurück, stiegen im Jahr jedoch um 8%. Bei reinen Industrieprodukten beträgt der Rückgang 44%, bzw. 15%. Hier kommen die stark gesunkenen Kfz-Exporte nach Brasilien zum Ausdruck. Bei Brennstoffen und Energie ging der Export um 44%, bzw. 15% zurück. Die Abnahme ist somit im Juli bedeutender geworden.

			Bei den Importen liegt die grösste Abnahme bei Kfz: 62% im Juli und 40% im Jahr. Der geringere lokale Absatz hat auch die Importe aus Brasilien mit sich gezogen. Konsumgüterimporte nahmen um 17%, bzw. 10% ab, Zubehör- und Ersatzteile von Kapitalgütern gingen um 26%, bzw. 17% zurück, Rohstoffe u.a. Güter für die Weiterverarbeitung um 10%, bzw.4%, und Brenn- und Schmierstoffe um 6%, bzw. 3%. Im Juli hat sich der allgemeine Importrückgang verschärft, was auf die Rezession und eine restriktivere Haltung bei der Abfertigung von Genehmigungen zurückzuführen ist.

			Was den Handel mit Brasilien betrifft, so gingen die argentinischen Exporte im Juli um 14%, gleich u$s 1,5 Mrd., zurück, während die Importe um 20%, gleich u$s 2,26 Mrd. abnahmen, wobei auf diese Weise der bilaterale Handel ausgeglichen wurde. Was den Handel mit China betrifft, so stieg der Export um 11%, wegen höherer Lieferungen von Sojabohne u.a. primären Produkten, während der Import um 1% fiel, weil weniger dauerhafte Konsumgüter importiert wurden.
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			De Vido dixit

			Planungsminister Julio de Vido übte in einem Artikel in der Zeitung „Pagina/12“ Kritik an den Äusserungen des Präsidenten von Acindar, Miguel Acevedo, der von der bösen Erbschaft gesprochen hatte, die das vergangene Jahrzehnt hinterlasse. Der Minister konterte mit folgenden Argumenten und Zahlen:

			- Die Metallindustrie, und noch mehr die Stahlindustrie, hatten in diesem Jahrzehnt eine Rekordentwicklung, mit einer gesamthaften Produktionszunahme von 150%, einer Zunahme der Beschäftigung von 97%, einer Verdreifachung der Exporte und 52% mehr Unternehmen.

			- Die Regierung habe über das Planungsministerium ab 2003 das höchste Niveau an Infrastrukturvorhaben in der ganzen argentinischen Geschichte erreicht. Es wurden 5.500 Km Hochspannungsleitungen errichtet, die Kapazität der Stromerzeugung um 9.000 MW erhöht, und das Kernkraftwerk Atucha II (jetzt Néstor Kirchner) wurde fertiggestellt. Ausserdem wurden 2.800 Km Gasleitungen gelegt, Kompressionsanlagen für insgesamt 290.000 PS in Betrieb genommen, 4.500 Km Strassen und 1.800 Km Autobahnen gebaut, 30.000 Km optische Faser gelegt und 90 Übertragungsstationen für digitales Fernsehen eingerichtet.

			- Die Metallindustrie, einschliesslich Stahl, verbraucht täglich 9 Mio. cbm Gas, 7% des gesamten Gasverbrauches, und 6 Mio. MWSt jährlich an Strom, 5% des gesamten Stromkonsums. 

			- Würden in Argentinien gleiche Energietarife wie in anderen lateinamerikanischen Ländern bestehen, so würde die Metallindustrie zusätzliche Kosten von u$s 2 Mrd. jährlich ertragen. Diese Kostenersparnis hat der Industrie zu höherer Konkurrenzfähigkeit verholfen und eine exponentielle Expansion gefördert.

			- Das Bruttoinlandsprodukt ist ab 2003 um 93% gestiegen, es wurden 220.000 neue Unternehmen und 6 Mio. zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen. Gleichzeitig sei Argentinien in der Region bezüglich Reallohn und Pensionen vom fünften auf den ersten Platz aufgestiegen, die Armut sei um 54% gesunken und die Arbeitslosigkeit sei von 25% auf 7,5% verringert worden.

			Was der Planungsminister nicht sagt, ist, dass der Ausgangspunkt der Kirchner-Regierung im Mai 2003 sehr niedrig war, nachdem das BIP 2001 und 2002 um ca. 20% zurückgegangen war und bis Mai 2003 nur wenig aufgeholt hatte. Ebenfalls fusst der Aufschwung auf den Privatisierungen der 90er Jahre, die mit hohen Investitionen und einem Effizienzsprung begleitet wurden. De Vido vergisst auch die Wirkung der Sojabohne, die dank neuer Produktionstechnologie und hohen internationalen Preisen der Wirtschaft einen grossen Schub erteilt hat, jedoch von CFK als „Unkraut“ bezeichnet wurde. Ausserdem bezieht sich der Hinweis auf die Erbschaft von Acevedo auf die Probleme, die zunehmend auftreten, u.a. weil die Wirtschaft kurzfristig auf Kosten der langfristigen Entwicklung angespornt wurde, und dann wegen notorischer wirtschaftspolitischer Fehler.

			De Vido warf Acevedo vor, dass seine Familie, die die Firma Acindar 1948 gegründet hat und jahrzehntelang kontrollierte, an einen ausländischen Konzern verkauft habe. Das hat die Acevedo-Familie jedoch gewiss nicht getan, um ein gutes Geschäft zu machen, sondern um das Unternehmen zu retten, das sich finanziell in einer schwierigen Lage befand, wobei ihr die Regierung keine Rettungsmöglichkeit bot. Acindar wird gegenwärtig von Arcelor-Mittal über dessen brasilianische Filiale kontrolliert.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 8,40, leicht unter dem Vortag, aber über der Vorwoche ($ 8,33), und um 29,04% über Ende Dezember 2013. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 28,60 Mrd. gegen u$s 28,95 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09.14 bei $ 8,61, zum 30.12.14 bei $ 9,235 und zum 31.03.15 bei $ 9,87. Der Terminkurs per Juli 2015 enthält einen Jahreszinssatz von 35,47%. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten den Spitzenwert $ 14,38 (Vorwoche: $13,55), und der Kurs, der sich bei Überweisungen über Staatsbonds in Dollar ergibt, die in Buenos Aires und New York gehandelt werden (benannt „contado con liquidación“), lag bei $ 12,97, gegen $ 12,20 in der Vorwoche. Die ZB musste auch in den letzten Tagen Dollar verkaufen, um den Kurs zu halten. Der Schwarzkurs liegt jetzt um 71% über dem offiziellen. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnete in einer Woche zum Mittwoch einen Plus von 7,67% und lag 76,63 % uber Ende 2013.

			***

			Par-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 3,18%, aber lagen dennoch um 13,60% über Ende 2013. Discount-Bonds in Pesos gingen in einer Woche um 2,55% zurück, lagen aber weiter mit 26,19% gegenüber Ende Dezember 2013 im Plus. Boden 2015 gewannen zur Vorwoche 0,10% und lagen mit 4,24% im Minus, und Global 2017 Arg. gewannen 0,29% und lagen 6,52% im Minus seit Jahresende 2013.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 230,83, (Vorwoche $ 228,43) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 329,76 (Vorwoche $ 326,33).

			***

			Das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires berichtet, dass der Verkauf von Nahrungsmitteln in den Supermärkten der Stadt im 2. Quartal 2014 um 4,1% unter dem gleichen Vorjahresmonat lag, während bei anderen Produkten in den gleichen Märkten eine Zunahme von 2,8% verzeichnet wurde. Bei Restaurants betrug der interanuelle Rückgang im 2. Quartal 4,1%, bei „fast food-Ketten“ 6,1% und bei Haushaltsgeräten (Waschmaschinen, Eisschränke u.a.) 14,3%. Auch das 1. Quartal verzeichnet hohe Rückgänge: bei Nahrungsmitteln in Supermärkten 5,4%, bei Restaurants 10,5%, bei „fast-food-Ketten“ 15,3% und bei Haushaltsgeräten 15,8%.

			***

			Der landesweite Benzinkonsum lag im Juli um 6,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Dabei fiel der Konsum von Super-Benzin nur um 2,8%, während er bei Premium und auch bei Dieselöl um 10,3% zurückging.

			***

			Das Wirtschaftsministerium hat am Mittwoch die im Dezember verfügte Erhöhung des Export solles von zubereitetem Futter für Tiere von 5% auf 32% rückgängig gemacht. Dieses Futter für Hühner, Schweine und auch Rinder, wird vornehmlich auf der Grundlage von Sojamehl und Mais erzeugt. Das Ergebnis der Massnahmen war, dass der Export dieser Produkte in diesem Jahr bisher u$s 80,9 Mio. erreichte, gegen u$s 368,8 Mio. im Vorjahr. Von den 80 Fabriken, die sich 2013 dieser Tätigkeit widmeten, musste die Hälfte aufgeben. Die Herabsetzung des Exportzolles wirkt sich auch auf die internen Preise aus und bedeutet somit höhere Kosten für die Hühner- und Schweineproduktion.

			***

			Eine Gruppe von Inhabern von Bonds, die aus den Umschuldungsrunden von 2005 und 2010 stammen, hat die Initiative eingeleitet, dass die RUFO-Klausel („right upon future offers“) abgeschafft wird. Der Anwalt Christopher Clark, von der Kanzlei Latham & Watkins, der Inhaber von argentinischen Bonds im Wert von E 5,2 Mrd. vertritt, erklärte, er arbeite schon mit der Deutschen Bank in diesem Sinn. Die Bedingungen der Umschuldung fordern eine bestimmte Mehrheit, um dies möglich zu machen, die noch lange nicht erreicht wurde. Den Inhabern umgeschuldeter Staatspapiere konveniert dies, weil dann der Defaultzustand aufgehoben werden kann, so dass auch ihre Bonds an der Börse höhere Notierungen erreichen.

			***

			Kabinettschef Jorhge Capitanich gab bekannt, dass die Zahl der Lohnkonten laut ZB 7,72 Mio. betrage, 70.477 mehr als ein Jahr zuvor. Die Zahl der Unternehmen und Personen (bei Haushaltspersonal), die dieses System bei ihren Lohnzahlungen verwenden, stieg um 8.959 auf 154.493. Die Information über Schliessung von 300.000 Lohnkonten, die vorher verbreitet worden sei, fusse auf einem Vergleich mit Ende Dezember, als die Zahl auf 8,03 Mio. gestiegen war, weil zum Jahresende transitorische Arbeitsplätze im Zusammenhang mit den Feiern zum Jahresende entstehen.

			***

			Massalin, Zanella, Nobleza Piccardo, Atanor, Renault, Cinzano und weitere namhafte Firmen, haben sich aus unterschiedlichen Gründen (meistens wegen der hohen Kosten und den geringen Vorteilen) von der Kotierung ihrer Aktien an der Börse von Buenos Aires zurückgezogen. Einige Unternehmen wurden übernommen, andere mussten aufgeben, aber die grosse Mehrheit besteht weiter. Die Bilanz ist verheerend: insgesamt 23 Firmen haben der Börse während der „gewonnenen Dekade“ den Rücken gekehrt, während 12 als Neuzugänge kotierten. Notierten 364 Unternehmen im Jahr 1972 an der Börse, so zählt man aktuell 104, aber bei effektiv gehandelten Aktien sinkt ihre Zahl auf 85.

			*** 

			Die Steuerbelastung der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) wächst auf unkrontrolliertem Wege, warnte CAME, die Kammer dieser Firmen, die vorwiegend den unabhängigen Einzelhandel vertritt. In mehr als der Hälfte aller Provinzen sei die Belastung durch die Bruttoumsatzsteuer seit 2010 um 80% erhöht worden, sagte der Verbandspräsident Osvaldo Carnide.

			***

			Die Stahlproduktion leg im Juli mit 476.656 t, um 3,3% über dem gleichen Vorjahresmonat und leicht unter dem Vormonat (477.400 t), berichtet die Stahlkammer. Die kummulierte Produktion bis einschliesslich Juli erreichte 3,17 Mrd. t, 10,8% mehr als im Vorjahr. 2013 wurden die Stahlwerke von Stilllegungen zwecks Instandhaltung betroffen. Die lokale Stahlindustrie macht sich Sorgen, über billige Exporte von Stahl und Stahlprodukten aus China. Dieses Land hat im ersten Halbjahr 4 Mio. t Stahlbleche u.a. gewalzte Produkte nach Lateinamerika exportiert; ein Plus von 65% gegenüber dem Vorjahreszeitraum. Die lateinamerikanische Stahlvereinigung Alacero bemerkt, dass die Chinesen bei ihren Geschäften mit Lateinamerika Preise festsetzen, die weit unterhalb der Preise für andere Weltregionen liegen.

			***

			Die Stadt Buenos Aires brachte letzte Woche Staatstitel für u$s 85 auf dem lokalen Markt unter, bei Offerten von u$s 125 Mio. Dabei wurden Titel Klasse 10 (die auf Dollar lauten, die zum offiziellen Kurs gewechselt werden und auf 27 Monate laufen) für u$s 64,6 Mio. zu 0,40% untergebracht, und Titel Klasse 11 (die auf Pesos lauten, auf 24 Monate laufen und zu Badlar-Satz mit einem Zusatz verzinst werden) für umgerechnet u$s 173,9 Mio. gezeichnet, mit 3,75% über Badlar. Dieser Zinssatz entspricht dem, den die Banken für private Depositen ab einem gewissen Umfang zahlen. Bei den Titeln Klasse 10 wird mit einer Abwertung spekuliert, die die interne Inflation übersteigt, und bei den Titeln Klasse 11, mit Zinsen, die die Inflation zumindest ausgleichen, jedoch über der Abwertung liegen. Die Unter-bringung erfolgte über die Banken Galicia und Macro. Die Dollarverschuldung der Stadt hat sich unter Stadtchef Mauricio Macri verdreifacht und u$s 1,79 Mrd. erreicht. Die Schuld wurde vollständig für Finanzierung von Investitionen eingesetzt.

			***

			15% der argentinischen Verbraucher nutzen das Internet für ihre Einkäufe, berichtet die Beratungsgesellschaft Kantar Worldpanel. Die Kunden schätzen insbesondere die konkurrenzfähigeren Preise, und die Zeitersparnis.

			***

			Das Handelssekretariat genehmigte die Verladung von 1100 t Rindfleisch. Laut Binnenhandelstaatssekretär Augusto Costa lagen die Rindfleischexporte im ersten Halbjahr um 6% über dem Vorjahr, während das Institut zur Förderung des Rindfleisches von einem Rückgang der Ausfuhren um 8% spricht.

			***

			Das Gericht für Soziale Sicherheit Nr. 5 hat den Artikel des Gesetzes 24.463 verfassunswidrig erklärt, der bestimmt, dass der Rentner auch dann die Gerichtskosten zahlen muss, wenn er den Prozess gewinnt. Das Gericht stellte klar, dass die anfallenden Gerichtskosten zu Lasten der ANSeS gehen, und zwar, weil die Behörde in der Vergangenheit ein wiederholtes und missbräuchliches Verhalten gehabt hätte, dass darin bestanden habe, die bestehende gesetzlichen Ordnung einfach zu missachten. Die ANSeS nimmt es ohnehin mit der Rechtsordnung nicht so genau, und geht dabei so weit, dass es Gerichtsurteile, auch des Obersten Gerichtshofes, die das Amt zu Zahlung verurteilen, einfach nicht erfüllt. Das Argument der Zahlungsunmöglichkeit, dass die ANSeS dabei verwendet, ist nicht gültig, solange der Sonderfonds besteht, der für die Rentner bestimmt ist. Der Oberste Gerichtshof reagiert jedoch nicht, wie er es tun müsste, nämlich mit Verhängung von Strafen (genannt „astreintes“), die die verantwortlichen Beamten persönlich zahlen müssen, die direkt von ihrem Gehalt abgezogen werden. Somit mach sich das Oberste Gericht auch mitschuldig.

			***

			Eine Gruppe von Investmentfonds, darunter auch Quantum von George Soros, hat gegen die Bank of New York Mellon als Treuhänder der argentinischen Schuldtitel Klage erhoben. Sie fordern, dass die Bank ihnen die Zahlung der Zinsen i.H. von E 226 Mio. nach Grossbritannien überweist, die am 30. Juli fällig waren. Diese Fonds halten argentinische Staatsanleihen i.H. von E 1,3 Mrd. Nach Ansicht der Kläger sei die Zinszahlung von der Entscheidung des US-Richters Griesa, dessen Verwaltungsgerichtbarkeit sich nur auf die USA beschränkt, nicht betroffen, da sich die Fonds britischem Recht unterstehen.

			***

			Die Banken haben die Gebühren für Sicherheitskassen, in denen die Kunden meistens Dollar, Wertapiere, wichtige Dokumente und auch Schmuck deponieren, im Laufe dieses Jahres um über 45% erhöht. Insgesamt gibt es 700.000 Fächer, die angeblich u$s 40 Mrd. enthalten sollen. Die kleinsten Fächer kosten $ 300 pro Monat, und grössere bis doppelt so viel. Obwohl die Gebühren hier frei sind, müssen die Banken die Genehmigung der ZB fordern. In vielen Banken sind diese Tresorfächer knapp. Das ist eine Folge der stark gestiegenen Kriminalität.

			***

			Ab Samstag dieser Woche steigt der Taxitarif in der Stadt Buenos Aires erneut, dieses Mal um 13,49%. Somit beträgt die kumulierte Zunahme im Laufe dieses Jahres an die 30%. Der Grundtarif steigt von $ 12,65 auf $ 14,30, und der Zusatz pro Strecken- oder Zeiteinheit von $ 1,26 auf $ 1,43. 

			***

			Die Wohnungsmieten in der Stadt Buenos Aires halten mit der Inflation Schritt und sind im letzten Jahr um 30% gestiegen, stellt eine Studie des Onlineportals Zonaprop fest. Für eine Wohnung von 42 qm musste im Juli $ 3568 bezahlt werden. In Gross Buenos Aires sei eine ähnliche Tendenz zu beobachten. 

			***

			Weintraubenproduzenten, die im Verband der argentinischen Genossenschaften (Fecovita) und dem Verein argentinischer Genossenschaften (Acovi) zusammengeschlossen sind, warnen vor einer ruinösen Lage der Weinwirtschaft (die Traubenproduzenten und Weinkellereien umfasst) in Mendoza und fordern Dringlichkeitsmassnahmen. Die aktuelle Lage sei das Ergebnis eines Weinüberflusses, insbesondere an billigem Weisswein. Ausserdem stünden die Weintraubenproduzenten unter finanziellem Druck. Der Kreditzugang sei so gut wie versperrt. Am härtetesten seien die kleinen Produzenten betroffen, da sie keine andere Wahl hätten als ihre Überschüsse zu Schleuderpreisen zu vermarkten. Der Weinkonsum hat sich in den letzten drei Jahrzehnten etwa halbiert, wobei sich der Rückgang auf gewöhnlichen Wein konzentriert, der durch Bier und alkoholfreie Getränke verdrängt wurde. Der Export ist zwar gestiegen, reicht aber bei weitem nicht aus, um den verlorenen Binnenkonsum auszugleichen.

			*** 

			Immobilienmakler und Notare haben der Zentralbank ein Projekt vorgestellt, um die Verwendung der Cedin attraktiever zu machen und auf diese Weise den Immobilienkauf anzupornen. Unter den Vorschlägen steht an erster Stelle eine Beschleunigung bei der Vergabe von Dollarscheinen, die während der notariellen Beglaubigung der Immobilienübertragung geschehen müsste. Ebenfalls wird die Möglichkeit erwähnt, dass Cedin-Zertifikate beim Kauf von Immobilien in Raten eingesetzt werden, insbesondere bei Projekten, die von Treuhandfonds getragen werden. 

			***

			Private Krankenversicherungen erhielten die Genehmigung, ihre Monatsbeiträge ab Oktober um 7,5% zu erhöhen. Es handelt sich um die dritte Beitragserhöhung in diesem Jahr, nach der ersten im Februar um 5,5% und der zweiten die im Juli stattfand. Damit sollen die Gehaltserhöhungen aus dem Gesundheitssektor, sowie die allgemeinen Kostenerhöhungen im Gesundheitsbereich gedeckt werden. An die sechs Millionen Menschen, zum grössten Teil über Zusatzbeiträge bei den gewerkschaftlichen Sozialwerken, sind privat krankenversichert. Direkte Mitglieder machen etwa 1,5 Mio. aus. Argentinien hat eines der besten System der Krankenversicherung der ganzen Welt, wenn man die Deckung der Bevölkerung, die Qualität der Betreuung und die Kosten berücksichtigt, bestehend aus öffentlichen Hospitälern, gewerkschaftlichen Sozialwerken, privaten Krankenversicherungen (wie die des Deutschen Hospitals) und Gesundheitsdienste für Sicherheits- und Streitkräfte. Dies deckt die gesamte Bevölkerung, zum Teil unentgeltlich und zum Teil zu tragbaren Kosten. Die rein private Meidizin kommt dann noch als Ausnahme hinzu, besonders bei bestimmten Spezialitäten und bei Zahnärzten. Dank Überfluss an Ärzten kann die Bevölkerung allgemein relativ gut betreut werden. Das Problem bei den öffentlichen Hospitälern besteht grundsätzlich in der Unordnung und der ungenügenden Zahl von ausgebildeten Krankenschwestern. In den USA ist die Qualität der Betreuung eventuell besser, aber unverhältnismässig teurer und für ärmere Menschen nicht zugänglich.

			***

			Die Regierungsfraktion der Deputiertenkammer hat bei der Behandlung des Gesetzesprojektes über Preispolitik (benannt „Versorgungsgesetz“) in der zuständigen Kommission auf Grund der fundierten Kritik der Unternehmerbände wichtige Änderungen vorgenommen, doch das Projekt dann angenommen, so das es nächste Woche in der Kammer behandelt werden kann, und dabei voraussichtlich mit der Zustimmung der Mehrheit rechnen kann, die die Regierungspartei hat. Die Änderungen sind folgende: 1. Schliessungen von Unternehmen können nur mit einer vorherigen Anordnung eines Richers vollzogen werden; dies gilt auch bei einer Verlängerung einer Schliessung um weitere 30 Tage; 2. Für die Intervention bei Unternehmen werden objektive Umstände aufgeführt, wobei die ursprünglich vorgesehene Formulierung abgeschafft wird, die nur bestimmte, dass die staatliche Intervention erfolgen könne, wenn sie die zuständige Behörde als strikt notwendig erachte. 3. Das Verhalten von Unternehmen, das Anlass zu Bussen gibt, wird jetzt typifiziert; 4. Kleine und mittlere Unternehmen werden von der direkten Intervention der Regierung ausgenommen, mit Ausnahme der Fälle, in denen ein Unternehmen Einfluss auf die Preisbildung der Branche hat; 5. Die Unternehmen werden die Möglichkeit haben, Berufung gegen Bussen einzubringen. Was das Gesetz über das „Preisobservatorium“ betrifft, wurde aufgeklärt, dass der Staat von einem Unternehmen zwar fordern könne, das es Waren zu Verlustpreisen liefert, dabei aber den Schaden decken muss. Der Spitzenverband der Industrie, die „Unión Industrial Argentina“, hat jedoch die Ablehungen des Gesetzesprojektes nach den Korrekturen bestästigt, und darauf hingewiesen, dass das Gesetz verfassungswidrig sei, und ausserdem gegen Investitionen und Schaffung von Arbeitsplätzen wirken werde.

			***

			Am kommenden Montag findet im Arbeitsministerium die Zusammenkunft der Kommission statt, die über den obligatorischen Mindestlohn entscheidet. Gegenwärtig liegt dieser bei $ 3.600. Die beiden Spitzenorganisationen der Gewerkschaften, die CGT (geleitet von Antonio Caló) und die CTA (geleitet von Hugo Yasky) fordern eine Anhebung um 35% auf $ 4.800. Doch das Arbeitsministerium geht von einer Zunahme von 30% aus, weil sonst befürchtet wird, dass den Forderungen vieler Gewerkschaften, die vor einigen Monaten ihr einjähriges Arbeitsabkommen unter 30% abgeschlossen haben, ein Argument für eine zusätzliche Zulage gegeben wird. Der Mindestlohn hat allgemein eine beschränkte Bedeutung, in der Praxis nur in ärmeren Gegenden des Landes, wo er jedoch ohnehin durch Schwarzarbeit umgangen wird. 

			***

			Der Default gefährdet jetz auch die Gewährung eines chinesischen Kredites für die Finanzierung der Lieferung von 105 Waggons für die U-Bahn der Stadt Buenos Aires, die u$s 180 Mio. kosten. Die Stadt hat schon u$s 22,14 Mio. gezahlt, so dass kein Problem mit den ersten Waggons bestehen sollte, die Anfang 2015 gelifert werden sollen. Doch der Rest des Gesamtbetrages des Kaufes, also u$s 161,5 Mio. wird mit einem Kredit auf 10 Jahre, mit drei Jahren Karenzfrist, finanziert, der bei Defaultzustand von der Bank nicht gewährt werden kann. Diese Waggons sind technologisch fortgeschrittener als die bisher gelieferten, die in der Linie A (entlang der Strasse Rivadavia) eingesetzt wurden. Sie verfügen über Luftkühlung, Filmkameras für Sicherheit, die den Fahrer unterrichten, eine pneumatische Federung und ein System, das bei Bremse der Einheit Strom erzeugt, was den Stromkonsum verringert.

			***

			Die ZB hat bei der Wechselausschreibung von Dienstag $ 12,1 Mrd. untergebracht. Da gleichzeitig bestehende Wechsel für $ 8,3 Mrd. amortisiert wurden, verbleibt eine Nettozunahme von $ 2,8 Mrd. Dieses Ergebnis ist eine direkte Folge der Anhebung der Zinsen um ca. 100 Basispunkte, mit der die vor zwei Wochen verfügte Zinssenkung wieder aufgeholt wurde. Damals hatte sich Wirtschaftsminister Kicillof durchgesetzt, und jetzt ZB-Präsident Fábrega, nachdem im August ein Reservenverlust von bisher etwa u$s 400 Mio. eingetreten ist. Die ZB muss mehr Geld beim Banksystem abschöpfen, um die Zunahme der Mittel auszugleichen, die sie dem Schatzamt in den komemden Monaten bereitstellen muss (angeblich über $ 130 Mrd.), um das Defizit und auch die Zahlung von Staatsschulden auszugleichen. Die Zinsen lagen bei Lebac auf 98 Tage 26,86%, und dann etwas mehr für längere Fristen. Letzte Woche hat die Banco Nación keine Wechsel gekauft. Diese Staatsbank wird zunehmend für die Kreditprogramme der Regierung verpflichtet, für Sozialwohnungen, Automobile u.a., so dass sie keinen Überschuss für die ZB hat. Ausserdem leiht sie auch direkt an das Schatzamt, über Kauf von Schatzscheinen, bis zum Betrag der die staatlichen Depositen ausmachen.

			***

			Die ZB hat der lokalen Vertretung der Bank of New York Mellon die Genehmigung entzogen, in Argentinien tätig zu sein. Als Begründung wurde angegeben, dass die Bank ihrer Verpflichtung in New York bezüglich der Zahlung an die Inhaber argentinischer Bonds nicht nachgekommen sei, obwohl der argentinische Staat u$s 539 Mio. auf ein Sonderkonto für diesen Zweck deponiert habe. Die Bank verweist auf das Urteil von Richter Thomas Griesa, das für sie bindend ist, das bestimmt, dass gleichzeitig auch ein Teil des Betrages gezahlt werden muss, der den Holdouts geschuldet wird, die unlängst einen Prozess gewonnen haben. Doch das lässt die argentinische Regierung nicht zu. 

			***

			Letzte Woche wurde die Aufteilung der Hilton-Quote für die Periode 1.7.14-30.6.15 bekanntgegeben, die den Rindfleischexporteuren erlaubt, Fleisch zu 20% Zollsatz nach der EU zu liefern. Die Quoten sind wie folgt: JBS: 2.642 Tonnen (Vorjahr: 3.058); Friar: 2.496 t (2.900); Quickfood: 2.000 t (2.451); Arre Beef: 1.574 t (2.374), Gorina: 1.900 t (1.900); Rioplatense: 1.659 t (1600); La Anónima: 1.500 t (1.600); Marfrig: 2.892 t (1.516). Insgesamt erhielten 26 Unternehmen eine Quote, während es 2008/09, vor der Intervention von Guillermo Moreno, 67 waren. Jede Tonne Rindfleisch (Lende u.a. wertvolle Teile) wird zu ca. u$s 15.000 geliefert, drei Mal so viel wie die EU ausserhalb der Quote zahlt. Dennoch wurde diese Quote von 28.000 t in den letzten Jahren nicht erfüllt. Insgesamt stellen diese Exporte in der Anfang Juli begonnenen Jahresperiode u$s 450 Mio. dar. Die Aufteilung der Hilton-Quote wurde früher vom Landwirtschaftsministerium verfügt, und jetzt von einem Amt, das UCESCI (Unidad de Coordinación de los Subsidios al Consumo Interno) heisst, das von Binnenhandelssekretär Augusto Costa abhängt. Die Aufteilung der Quote erfolgt nach verschiedenen Kriterien, vorwiegend auf Grund der Exporte vergangener Jahre, wobei hier viel Politik, Willkür und auch Korruption besteht. Logischerweise müsste die Hilton-Quote versteigert oder ausgeschrieben werden. Das stösst jedoch auf energische Oppostion der Schlachthäuser, die dabei einen Teil des Gewinnes einbüssen würden, den sie bei diesen Exporten erzielen, weil sie dann für ihre Quote zahlen müssten. Ebenfalls sind korrupte Beamte dagegen, die dann die Möglichkeit verlieren, bei einer Erhöhung einer Quote Geld zu kassieren.

			***

			Planungsminister Julio de Vido und der chilenische Minister für öffentliche Bauten, Alberto Unduraga Vicuña, unterzeichneten eine Erklärung über Zusammenarbeit bei Infrastrukturprojekten, die für die Integrierung der Wirtschaft beider Länder dienen. Dies bezieht sich konkret auf den Bau von Tunnels in der Andenkordillere. De Vido erkärte, dass die Ausschreibung des Tunnels bei „Agua Negra“ fortgeschritten sei. Es bestehen jedoch auch andere Projekte.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Von einer Abschwächung der chinesischen Wirtschaft, wie derzeit absehbar, wäre Brasilien auf dem lateinamerikanischen Kontinent am wenigsten betroffen, ergibt eine Studie des IWF. Demnach würde sich ein Rückgang des chinesischen BIP von 1% mit einem Minus von 0,1% erst in drei Jahren beim brasilianischen BIP bemerkbar machen. China ist derzeit für 20% des weltweiten Bedarfs an nicht erneuerbaren Energieträgern, für 23% der Getreide- und Reiskonsums und gar 40% der wichtigsten Metalle verantwortlich. Für die Jahre 2014 bis 2019 sieht die Studie ein verlangsamtes Wirtschaftswachstum für die meisten lateinamerikanischen Länder voraus, da sich der Appetit aus China verringern werde. (Brazil News)

			***

			In Mexiko ist das BIP im 2. Quartal 2014 um 1,04% höher als im ersten bei Saisonbereinigung der Zahlen und liegt um 4,2% über dem gleichen Vorjahresquartal, teilt das Institut für Statistik und Geographie mit. Dieser Konjunkturaufschwung wurde vornehmlich durch gestiegene Automobilexporte nach den USA und Kanada herbeigeführt.

			***

			Die Zahl der Verbraucher, die in Brasilien mit Zahlungen im Rückstand sind, hat in diesem Jahr bereits den Rekordstand von 57 Mio. erreicht, gegen 52 Mio. im Vorjahr, wie die Unternehmensberatung Serasa Experian berichtet. 60% der Schuldner haben monatliche Rechnungen zu bezahlen, die mehr als 100% des monatlichen Einkommens ausmachen. Der Einkauf auf Ratenzahlung mit hohen Zinsen, wie bei Möbeln und Autos, sowie die hohen Zinsen für die Nutzung von Überziehungskrediten, minimieren das Budget der Haushalte. „Die derzeitige Lage ist beunruhigend, da rund 40% der Brasilianer im Alter von 18 Jahren oder mehr verschuldet sind. Aber noch ist die Situation nicht alarmierend, da die Höhe der Verschuldung bei der Mehrheit eher niedrig ist. (Brazil News)

			***

			Die vergangene Fußball-Weltmeisterschaft hat auf dem brasilianischen Arbeitsmarkt weniger zu einem Aufschwung geführt als erhofft. Entgegen den Erwartungen, die WM führe zu einem signifikanten Stellenschub, verhielt sich die Entwicklung im Juni und Juli dieses Jahres im Vergleich zu den Vormonaten der WM gleichbleibend. Dies geht aus der Erhebung des brasilianischen Statistischen Bundesamtes (Instituto Brasileiro de Geografia e Estatística, kurz: IBGE) hervor, die diese Woche veröffentlicht wurde. Beim Einzelhandel haben sich entgegen der hohen Erwartungen Umsatzsteigerungen vielerorts nur punktuell eingestellt. In São Paulo seien sogar Umsatzeinbußen verzeichnet worden, wie der Handelsverband von São Paulo (Associação Comercial de São Paulo, ACSP) kurz nach Ende der WM berichtet hatte. (Brazil News)

			***

			Chiles staatliche und welweit grösste Kupfergesellschaft Codelco soll mit staatlichen Mitteln in Höhe von u$s 4 Mrd. kapitalisiert werden. Präsidentin Michelle Bachelet unterschrieb ein Gesetzesentwurf, damit Codelco ihre Produktion und Erträge beibehält.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Molinos Rio de la Plata

			Dieses lokale Unternehmen, das die Familie Perez Companc in den 90er Jahren von Bunge & Born gekauft hat, nachdem sie ihr Erdölunternehmen an Petrobras verkauft hatte, hat jetzt in den USA über ihre Filiale Molinos TSA Corporation 51% der Gesellschaft Lucini Italia Company LLC gekauft, die sich mit dem Vertrieb von Olivenöl, Gewürzzubereitungen, Saucen für Teigwaren, Suppen und organischen Produkten in den Vereinigten Staaten befasst. Der Preis des Zukaufes soll nach Beendigung der Buchprüfung bekanntgegeben werden. 

			YPF

			Das vom Staat kontrollierte Unternehmen, das formell weiter eine normale AG ist, an der der Staat die Kapitalmehrheit hat, kündigte den Fund eines bedeutenden Erdgas- und Erdöllagers an, das sich in Los Perales-Las Mesetas, in der Provinz Santa Cruz, befindet. Das Lager weist ein tägliches Produktionspotenzial von 200.000 cbm Erdgas und 370 Barrell aus.

			MSU

			Diese Firma startete ihr Reiseprojekt in Dalmacia, 30 km nördlich von der Provinzhauptstadt Formosa. Es sieht den Einsatz von 12.000 ha vor, mit Beginn der Aussaat im September 2015 auf den ersten 2.500 ha. Für die Provinz hat dieses Projekt eine grosse Bedeutung, da bisher jährlich nur 9000 ha. mit Reis bebaut werden. 

			Banco Galicia

			Nachdem Grupo Financiero Galicia als Holding und Hauptaktionär das gesamte Aktienpaket von Banco Galicia übernommen hat, hat Banco Galicia die Kotierung an der Börse von Buenos Aires aufgegeben, und wird vollständig durch Grupo Financiero Galicia vertreten.

			IRSA

			Diese Gruppe, die sich mit immobiliengeschäften und Betreibung von Shopping-Centers befasst, verkaufte für u$s 6,7 Mio. ihre Million Aktien von Hersha Hospitality an die Muttergesellschaft in den USA. Hersha kontrolliert 62 Hotels und hat eine Beteiligung an weiteren 15, mit insgesamt 10.000 Zimmern auf dem US-Markt. Die Gruppe IRSA, die dem argentinischem Unternehmer Eduardo Elzstain gehört, wurde 2009 zum Aktionär von Hersha.

			Shell

			Dieser britisch-niederländische Erdölkonzern, einer der weltweit grössten, feiert sein hundertjähriges Bestehen. Der Konzern ist in mehr als 140 Ländern aktiv. Weltweit beschäftigt Shell rund 92.000 Mitarbeiter. Etwa eine Million Anleger investieren in ca. 5 Mrd. Aktien. Das Unternehmen ist als Royal Dutch Shell plc in das Handelsregister in London eingetragen, doch die Hauptverwaltung befindet sich in Den Haag.
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			Default, Umschuldung und Default: nachdem alles falsch gemacht wurde

			Die Regierung steht jetzt vor einem neuen Default, der viel schlimmer als der von 2001/02 ist, und weiss nicht, wie sie das Problem lösen soll. Das Gesetzesprojekt, das die Bedienung der umgeschuldeten Bonds in Buenos Aires verfügt, löst das Problem gewiss nicht, und zwar nicht nur, weil die Inhaber der Bonds entweder die Gerichtsbarkeit von New York nicht aufgeben können, wie es bei Bonds im Besitz von US-Investment-Fonds der Fall ist, aber allgemein, weil sie hier ein Betrugsmanöver wittern, z.B. dass sie die Zahlung in Pesos erhalten, oder in Dollar, die sie dann nicht überweisen können. 

			Die Regierung hat mit diesem Projekt einmal versucht, den Zahlungswillen zum Ausdruck zu bringen, um die Schuld für den neuen Default auf Richter Griesa und die unnachgiebigen Geierfonds abzuschieben. Doch das hat faktisch keine Bedeutung: es gehört in das Kapitel „Politik“. Dann wurde informell darauf hingewiesen, dass die Zahlung auch über europäische Banken erfolgen könne. Das steht nicht im Gesetzesprojekt und ist eine neue Improvisation. Diese Banken werden sich jedoch hüten, die gesetzliche Ordnung der USA zu verletzen und Richter Griesa zu brüskieren, umso mehr als sie auch Filialen in New York haben.

			Zum zweiten hat die Regierung jetzt versucht, die Opposition mitverantwortlich für das Schlamassel zu machen. Mauricio Macri hat sofort erklärt, dass seine Partei, das PRO, nicht für das Projekt stimmen werde. Und andere Oppositionspolitiker haben danach auch Bedenken geäussert und werden voraussichtlich nicht zustimmen. Im Grunde braucht die Regierung kein Gesetz, da sie weiter auf Grund der Delegierung handeln kann, die in Sachen Staatsverschuldung seit langem besteht. Ausserdem kann sie das Gesetz mit eigener Mehrheit verabschieden. Da das neue Gesetz den angestrebten Erfolg wohl nicht entfernt erreichen wird, und ausserdem zusätzliche Probleme schafft, dürften sich Politiker, die hoffen, die Nachfolge dieser Regierung anzutreten, hüten, jetzt unnötigerweise Verantwortungen für die verfahrene Lage zu übernehmen. 

			Bei der Umschuldung wurden grosse Fehler begangen. Die Defaulterklärung des kurzlebigen Präsidenten Adolfo Rodríguez Saá war eigentlich nur die Bestätigung eines bestehenden Zustandes, da Argentinien Anfang 2002 nicht in der Lage war, seinen Verpflichtungen bezüglich Staatsschuld nachzukommen. Falsch war damals, dass Rodríguez Saá dies an die grosse Glocke gehängt hatte, und fast alle Deputierten und Senatoren aufgestanden sind und enthusiastisch applaudierten. Von vorne herein wäre Bescheidenheit und Reue am Platz gewesen.

			Bei der Umschuldung wurden folgende grosse Fehler begangen:

			1. Die Umschuldung erfolgte erst im Mai 2005, also fast dreieinhalb Jahre nach der Defaulterklärung. Bei den vielen Umschuldungen, die es auf der Welt gegeben hat, wäre das Problem in einigen Monaten, bestenfalls einem Jahr, gelöst. Die faulen Schuldnerstaaten wollen auf diese Weise, dass die Periode der Wiederaufnahme der Normalität so bald wie möglich beginnt. Es gibt keine Erklärung (und es wurde auch keine von der Regierung gegeben) über diese Verzögerung, während der die Inhaber der Bonds nicht wussten, ob sie überhaupt kassieren würden, und die Bonds dabei zu Schleuderpreisen gehandelt wurden, was viel Bondsinhaber geschädigt hat. Spekulanten haben dabei ein gutes Geschäft gemacht.

			2. Der Wachstumscoupon war ein großer Fehler. Er wird das Land schliesslich über u$s 20 Mrd. kosten, eventuell sogar u$s 30 Mrd. (Alfonso Prat Gay dixit), und hat für die ursprünglichen Bondsinhaber keinen Vorteil bedeutet. Die meisten haben den Coupon zu Schleuderpreisen gekauft, und den Gewinn machten und machen Spekulanten. 

			3. Die Bonds in Pesos mit CER-Indexierung waren ebenfalls ein gigantischer Fehler. 2005 bestand ein „hoher“ Wechselkurs, so dass vorauszusehen war, dass die internen Preise stärker als der Kurs steigen würden. Unter diesen Umständen ist eine Verschuldung in Dollar billiger. Das Problem hat Moreno nachher durch eine notorische Fälschung des Indices der Konsumentenpreise gelöst, auf dessen Grundlage der CER-Index berechnet wird. Also mit Betrug, der einen schwarzen Schatten auf das Land und die Kirchner-Regierung wirft. Hier kann es noch Klagen und Prozesse geben, die der Staat verlieren kann, was dann sehr teuer zu stehen käme. Denn wenn ein Richter ein Gutachten von Experten fordert, werden alle sagen, der Preisindex des INDEC seit ab Anfang 2007 künstlich gedrückt worden. 

			4. Bei der Verzögerung der Vorlage des Umschuldungsvorschlages wurden die argentinischen Staatspapiere, die sich im Defaultzustand befanden, zeitweilig zu sehr niedrigen Preisen gehandelt, was angeblich einige Investmentfonds, die gewohnt sind, Risiken einzugehen und jetzt als Geierfonds bezeichnet werden (obwohl die Assgeier Tierleichen als normale Ernährung fressen, und nicht um dabei zu profitieren) genutzt haben. Die Regierung hätte die u$s 10 Mrd., die sie vorzeitig und unnötigerweise an den IWF gezahlt hat, für den Kauf von argentinischen Staatsbonds auf dem Markt einsetzen können, ohne es anzukündigen, und über vertrauliche Banken. Dabei hätte ein nomineller Wert von über u$s 30 Mio. amortisiert werden können. Damals hatte die ZB auch die Möglichkeit, noch mehr zu kaufen, womit das Problem jetzt unverhältnismässig geringer wäre.

			5. Als die Fonds u.a. Klage gegen Argentinien einreichten, hätte sofort verhandelt werden müssen. Statt dessen wurde per Gesetz jegliche Zahlung an die Holdouts ausgeschlossen, und CFK betonte, dass sie nichts zahlen werde. Nachträglich änderte CFK ihre Position, eröffnete eine neue Zahlungsrunde und erklärte schliesslich, Argentinien sei bereit, den Holdouts genau so viel zu zahlen, wie den anderen Inhabern von Bonds, die die Umschuldung angenommen haben. Richter Griesa hat bei seinem Urteil von 2012 darauf hinwiesen, dass die Präsidentin geäussert habe, sie wolle überhaupt nichts zahlen, was bedeutet, dass er eventuell bei Bekanntgabe des Willens, den Holdouts so viel zu zahlen, wie denjenigen, die sich den Umschuldungsrunden angeschlossen haben, milder geurteilt hätte. Bevor die Holdouts Prozesse einleiten, oder bei Beginn derselben, besteht stets eine gute Verhandlungsposition, da die Gläubiger dabei die Prozesskosten vermeiden, die in den USA mit hohen Anwaltshonoraren verbunden sind, und auch vorher kassieren. Die RUFO-Klausel hätte über Einschaltung von Banken, mit einem Zwischenkredit bis 2015, übergangen werden können. Ebenfalls hätte eine Abstimmung bei den Inhabern umgeschuldeter Bonds vollzogen werden können, die bestimmt mit einer ausreichenden Mehrheit für die Abschaffung der RUFO-Klausel gestimmt hätten, da ihre Staatspapiere bei totaler Überwindung des Defaults von 2001/02 zu höheren Preisen gehandelt würden.

			6. Bei der Berufung gegen das Urteil von Richter Griesa hätte die Regierung anders vorgehen sollen. Das Urteil enthält zwei Teile: a. die volle Zahlung, über die sich nicht diskutieren lässt, weil kein Konkursrecht für Staaten besteht; b. Die Klausel „pari passu“, die bestimmt, dass den Holdouts, die den Prozess gewonnen haben, im gleichen Verhältnis wie den Inhabern umgeschuldeter Bonds gezahlt werden muss. Dass der Richter hier die Zahlung an Holdouts mit den Zahlungen an die bestehenden Bondsinhaber vermischt, die nichts damit zu tun haben, lässt sich juristisch gewiss mit guten Argumenten beanstanden. Ein Berufung, die sich nur auf diesen Aspekt bezogen hätte, hätte eventuell erfolgreich sein können. Dann hätte weiter an die bestehenden Bondsinhaber gezahlt werden können, und die Geierfonds u.a., die den Prozess gewonnen haben, müssten sehen, wie sie zu ihrem Geld kommen. 

			Von einer Regierung, die in dieser Angelegenheit wirklich alles falsch gemacht hat, kann man kaum erwarten, dass sie jetzt richtig handelt. Diese Leute denken einfach verkehrt und sind bei diesem Thema offensichtlich überfordert. Auch kann diese Regierung nicht mit dem guten Willen der US-Regierung rechnen, die eventuell bei einer Lösung mithilfen könnte, nachdem sich die Kirchners redlich bemüht haben, sich von ihr zu distancieren. Ebenfalls müsste bei der Lösung der Internationale Währungsfonds mitwirken, der schliesslich für Problemfälle dieser Art geschaffen wurde. Doch das ist bei CFK undenkbar. Ohnehin hat CFK die Glaubwürdigkeit verloren, was die Lösung noch schwieriger macht. Normalerweise vermeidet man es, Geschäfte mit Betrügern oder unseriösen Menschen zu machen, und wenn man es doch tun muss, dann versucht man, sich überall zu sichern, was die Verhandlungen sehr erschwert. 

			Somit muss man den totalen Defaultzustand, in den Argentinien unmittelbar gerät, wenn die ZB keine Dollar mehr hat, um Amortisationsquote und Zinsen der ungeschuldeten Bonds zu bedienen, als Tatsache vorwegnehmen. Die nächste Regierung muss dann von Null an beginnen, was gewiss nicht einfach sein wird, besonders wenn man bedenkt, dass diese Regierung in den fehlenden 15 Monaten noch sehr viel Unheil anrichten kann. 

			Die Anwärter auf die Präsidentschaft im kommenden Turnus sollten sich schon jetzt Gedanken über das Thema machen, und dabei versuchen, die internationale Finanzwelt zu beruhigen. Schliesslich hat das Problem doch eine Lösung, und die Vereinigten Staaten und andere, die in der grossen Weltpolitik mitmachen, wären froh, wenn Argentinien kein Problem mehr darstellen würde. Mit den Konflikten des mittleren Orients und dem der Ukraine haben sie gewiss genug.
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			Der Konflikt mit der Welthandelsorganisation

			Ende der Vorwoche wurde das Urteil der Welthandelsorganisation bezüglich der Klage der USA, der EU und Japan vom Mai 2012 bekanntgegeben. Ein dreiköpfiges Gericht der WHO hat Argentinien für schuldig befunden, die Regeln des internationalen Handels, die alle WHO-Mitglieder (auch Argentinien) verplichten, ab Februar 2012 durch „nicht automatische Importlizenzen“ verletzt zu haben. Weitere 23 Staaten haben sich der Klage als „Beobachter“ angeschlossen. Das WHO-Gericht hat erklärt, dass das Verfahren der „vorherigen eidesstattlichen Importerklärungen“ (DJAI, declaración jurada anticipada de importación) und die Bedingungen für die Importgenehmigung, die nicht schriftlich festgesetzt wurden, die WHO-Regelung verletzt. Bei diesen Bedingungen handelt es sich um die Forderung, dass für den gleichen Wert eines Importes auch exportiert wird, oder dass der Anteil an lokalen Produkten bei einem Fabrikationsprozess erhöht wird, und um Importkontingente.

			Es besteht nicht der geringste Zweifel, dass all dies die Regeln des Welthandels verletzt, die in der WHO verbrieft sind. Wenn Argentinien jetzt Berufung einlegt, so hat dies voraussichtlich nur die Folge, die Wirksamkeit des Urteils hinauszuschieben. Sobald es bestätigt wird, können geschädigte Staaten restriktive Massnahmen gegen Argentinien verfügen. Das Verfahren geht dann weiter und endet mit dem Ausschluss Argentiniens aus der WHO.

			Die WHO-Ordnung fusst grundsätzlich auf freiem internationalen Handel, wobei jedes Land Importzölle festsetzt und sich dabei zu einem Höchstsatz verpflichtet, der für den Mercosur 35% beträgt. Importkontingentierungen sind im Regelwerk nicht vorgesehen. Doch die einzelnen Staaten nehmen es dabei nicht so genau. Die USA haben in bestimmten Fällen Importkontingente eingeführt, die EU hat sie auch bei Rindfleisch (Hilton-Quote und jetzt das neue zollfreie Kontingent für bestimmtes Rindfleisch). Abgesehen davon verletzt die EU die allgemeine Zollordnung mit dem beweglichen Zollsatz auf Rindfleisch, der zu einem effektiven Zollsatz von über 100% führt, der weit über dem verpflichteten Höchstsatz liegt. In Japan sind die Importhemmungen noch schlimmer. Der Welthandel wird auch durch Subventionen verfälscht, sei es direkt für Exporte, wie für die interne Produktion, vornehmlich von Getreide und Ölsaaten, die mit Importen konkurrieren. Ebenfalls werden sanitäre Normen in den USA u.a. Staaten als Vorwand für Importrestriktionen verwendet. Und schliesslich wird auch, besonders in den USA, die Dumpinggesetzgebung eingesetzt, um Importe zu verhindern.

			Im Grunde sitzen somit alle im Glaushaus, und sollten somit nicht mit Steinen werfen. Doch die WHO hat bestimmte ungeschriebene Regeln, die in der Praxis auch gelten. Grundsätzlich werden Verletzungen der allgemeinen Ordnung bis zu einem gewissen Punkt ignoriert. Doch Argentinien ist eben zu weit gegangen, und hat ausserdem keine Genehmigung gefordert, bei denen die diskutierten Massnahmen begründet werden. Mit einer aktiveren Rolle bei der WHO hätte Argentinien den gegenwärtigen Konflikt eventuell entschärfen können. Die WHO-Ordnung sieht auch zeitlich begrenzte Massnahmen für Überwindung von Krisensituationen vor. 

			Grundsätzlich geht es darum, dass Argentinien angesichts der Zahlungsbilanzkrise Notmassnahmen ergreifen muss, die auch Importhemmungen umfassen. Die andere Lösung, nämlich ein völlig freier Wechselkurs, bei dem dieser das Problem schliesslich durch einen Sprung nach oben gelöst wird, hätte schwerwiegende Folgen, zunächst einen Inflationssprung und dann eine tiefe Rezession, was jede Regierung mit Recht vermeiden will. 

			Die Kirchner-Regierung haben jedoch den Fall nicht bei der WHO vorgebracht, und auch hier eigenwillig gehandelt und die Regeln des Welthandels einfach bei Seite gelassen. Die Regierung hat dabei die Gelegenheit verpasst, eine allgemeine Regelung der Importkontingentierung vorzuschlagen, und zu fordern, dass die EU das absurde Importsystem für Rindfleisch durch ein Kontingent zu niedrigem Zollsatz ersetzt, so dass der Preis, den die argentinischen Exporteure erhalten, nicht künstlich gedrückt wird und der EU-Fiskus dabei eine hohe Differenz kassiert. Die DOHA-Runde der WHO, die nach über einem Jahrzehnt immer noch weiterläuft, wäre eine gute Gelegenheit gewesen, um all dies vorzubringen.

			Die Lage ist jetzt auch hier verfahren, wie im Fall der Holdouts, und lässt sich nicht so leicht zurechtbiegen. Die argentinische Regierung kann sich jetzt gewiss nicht den Luxus erlauben, den Import allgemein frei zu geben, da dann die Zahlungsbilanz explodiert. Die bestehende Importkontingentierung, mit ihren verschiedenen Einzelheiten, dürfte somit beibehalten werden. Und wenn der Konflikt mit der WHO sich dabei steigert, dann führt dies schliesslich zum Ausschluss (oder freiwilligen Austritt) aus der WHO, und zur Einführung eines Importsystems, wie es zur Zeit des Weltkrieges und danach galt, mit einer Zuteilung von Devisen für bestimmte Importe, bei der der Gesamtbetrag dann unter die einzelnen Importeure aufgeteilt wird, im Prinzip im Verhältnis zu ihren vorangehenden Importen, aber auch nach anderen Kriterien, und bestimmt mit viel Willkür. Dabei würden dann viele Konsumgüter, an erster Stelle Bekleidung, nicht mehr importiert werden können. Lokale Industrieunternehmer wären froh, die Konsumenten nicht so sehr. Und die Inflation erhielte einen weiteren Schub.

			Das Gesamtkonzept der Wirtschaftspolitik von Axel Kicillof, das er CFK verkauft hat, deutet in diese Richtung: Abschottung von der Welt, allgemeiner Default und nur Exporte von Überschüssen, wie es schon beim Rindfleisch praktiziert wird. Dass dabei auch zunehmend Importhemmungen für argentinische Produkte in anderen Ländern eingeführt werden, ist eine unvermeidliche Folge dieser Politik. Dabei werden industrielle Produkte besonders betroffen, da Rohstoffe ohnehin einen weltweiten Markt haben.

			Dieses Schema ist jedoch in der modernen Welt ein Anachronismus. Der Welthandel schafft Wohlstand, und wer sich von der Welt abschottet, verzichtet somit auf einen Wachstumsmotor. Die technologische Revolution, die unser Zeitalter kennzeichnet, schafft ständig neue Produkte und neue Produktionsformen, die zum wirtschaftlichen Wachstum beitragen, von denen Argentinien nicht profitieren würde. All dies ist theoretisch in Ordnung; aber man sieht eben nicht, dass diese Regierung bereit ist, eine Kehrtwende um 180 Grad zu vollziehen, um sich voll in die Weltwirtschaft einzugliedern und davon zu profitieren, was besonders jetzt von grossem Vorteil wäre. Denn die Austauschverhältnisse haben sich drastisch verbessert, und die Landwirtschaft kann dank technologischer Revolution viel mehr produzieren.

		

	